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Verordnung 
über Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen im Hochschulbereich 

(Hochschul-Leistungsbezügeverordnung- HLeistBV)•) 
Vom 15. Dezember 2015 

Aufgrund des § 38 Abs . 1 des Hessi­
schen Besoldungsgesetzes vom 27 . Mai 
2013 (GVBl. S. 218, 256, 508). zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 16. Dezember 
2015 (GVBl. S. 594), verordnet der Minis­
ter für Wissenschaft und Kunst im Einver­
nehmen mit dem Minister des Innern und 
für Sport: 

/ § 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Vergabe 
von Leistungsbezügen für Professorinnen 
und Professoren der Besoldungsgruppen 
W 1, W 2 und W 3 und für hauptamtliche 
Mitglieder von Leitungsgremien (W L1 
bis W L3) und trifft Bestimmungen über 
die Vergabe von Forschungs- und Lehrzu­
lagen nach § 37 Abs . 1 des Hessischen 
Besoldungsgesetzes sowie für das Verfah­
ren der Ubernahme in ein Amt der Besol­
dungsordnung W nach § 70 Abs . 1 des 
Hessischen Besoldungsgesetzes. 

§2 

Leistungsbezüge 

(1) Leistungsbezüge werden vergeben 

1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibe-
verhandlungen(§ 3), · 

2. für besondere Leistungen in For­
schung, Lehre, Kunst, Weiterbildung 
und Nachwuchsförderung sowie ent­
sprechende Leistungen im Bereich au­
ßerhochsch ulischer ForschungseinTich­
tungen (§ 4), 

3. für die Wahrnehmung von Funktionen 
oder besonderen Aufgaben im Rah­
men der Hochschulselbstverwaltung, 
der Hochschulleitung oder an außer­
hochschulischen ForschungseinTich­
tungen, die durch Kooperationsvertrag 
mit der Hochschule verbunden sind 
(§ 5). 

Sie sollen mit Zielvereinbarungen nach 
hochschulinternen Vergaberegelungen 
verknüpft werden. Leistungsbezüge die­
nen nicht der Alimentation; diese wird 
ausschließlich durch die Grundgehälter 
der jeweiligen Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung W gewährleistet. 

(2) Leistungsbezüge können an den re­
gelmäßigen Besoldungsanpassungen teil­
nehmen. 

(3) Für Leistungsbezüge gilt eine 
Höchstgrenze; grundsätzlich darf die 
Summe von Grundgehalt und Leistungs­
bezügen nicht höher sein als das Grund­
gehalt der Besoldungsgruppe B 10. Dabei 

') FFN 323-162 

ist bei Professorinnen und Professoren die 
aktuelle Erfahrungsstufe des GrUI?:dge­
halts zu Grunde zu legen. Eine Uber­
schreitung der Höchstgrenze aufgrund ei­
nes Aufstiegs in d~n Erfahrungsstuf~n ist 
unschädlich. Im Ubrigen ist eine Uber­
schreitung nur nach § 35 Abs . 2 des Hes­
sischen Besoldungsgesetzes zulässig. 

§ 3 

Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge 

(1) Aus Anlass von Berufungs- und 
Bleibeverhandlungen können Leistungs­
bezüge vergeben werden, soweit dies er­
forderlich ist, um eine Professorin oder ei­
nen Professor für die Hochschule zu ge­
winnen (Berufungsleistungsbezüge) oder 
zum Verbleib an der Hochschule zu be­
wegen (Bleibeleistungsbezüge) . Bei der 
Entscheidung hierüber sind insbesondere 
die Qualifikation, Evaluationsergebnisse 
und die Bewerberlage in dem jeweiligen 
Fach sowie die Entwicklungsplanung der 
Hochschule zu berücksichtigen . Bleihe­
leistungsbezüge dürfen nur vergeben 
werden, wenn die Professorin oder der 
Professor das Einstellungsinteresse eines 
anderen Dienstherrn oder Arbeitgebers 
glaubhaft gemacht hat. 

(2) Berufungs- und Bleibeleistungsbe­
züge können befristet oder unbefristet so­
wie als Einmalzahlung vergeben werden. 

§4 
Besondere Leistungsbezüge 

(1) Für besondere Leistungen in For­
schung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung sowie entsprechen­
de Leistungen im Bereich außerhochschu­
lischer Forschungseinrichtungen, die in 
der Regel über mehrere Jahre erbracht 
werden müssen, können Leistungsbezüge 
vergeben werden (besondere Leistungs­
bezüge). Neben den Leistungen im 
Hauptamt sind Nebentätigkeiten nur zu 
berücksichtigen, wenn sie auf Verlangen, 
Vorschlag oder Veranlassung des Dienst­
herrn ausgeübt werden oder der Dienst­
herr ein dienstliches Interesse an der 
Übernahme anerkannt hat und sie unent­
geltlich ausgeübt werden. Bei der Bemes­
sung der besonderen Leistungsbezüge ist 
eine Forschungs- oder Lehrzulage nach 
§ 6 zu berücksichtigen. 

(2) Besondere Leistungen in der For­
schung können insbesondere durch 

1. Auszeichnungen und Forschungseva­
luation, 

2. Publikationen, 

3. internationales Engagement in Wis­
senschaft und Forschung, 

4. Aufbau und Leitung wissenschaftlicher 
Arbeitsgruppen, 
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5. Einwerbung von Drittrnitteln; 

6. Betreuung von Promotionen und Habi­
litationen, 

7. Tätigkeiten im Bereich des Wissens­
und Technologietransfers, 

i 
8. entsprechende Leistungen im Bereich 

außerhochschulischer Forschungsein­
richtungen 

begründet werden. 

(3) Besondere Leistungen in der Lehre 
können insbesondere durch 

1. Auszeichnungen und Lehrevaluation, 

2. Aktualisierung und fachliche Weiter­
entwicklung des Lehrangebots, 

3. Einführung neuer Vermittlungsformen 
der Lehre, 

4 . Vortragstätigkeit, 

5. Lehrtätigkeiten, die über die gesetzli­
che Lehrverpflichtung hinaus geleistet 
werden, 

6 . Umfang der Betreuung von Abschluss­
arbeiten sowie der Prüfungstätigkeit 

begründet werden. 

(4) Besondere Leistungsbezüge kön­
nen als Einmalzahlung oder als laufende 
Zahlung für einen Zeitraum von bis zu 
fünf Jahren vergeben werden. Nach einer 
Frist von fünf Jahren können die Leis­
tungsbezüge unbefristet vergeben wer­
den. Ein Widerruf für den Fall eines er­
heblichen Leistungsabfalls ist vorzubehal­
ten. 

§5 

Funktionsleistungsbezüge 

(1) Leistungsbezüge für die Wahrneh­
mung von Funktionen oder besonderen 
Aufgaben in1 Rahmen der Hochschul­
selbstverwaltung oder der Hochschullei­
tung (Funktionsleistungsbezüge) können 
an 

1. hauptamtliche Mitglieder von Hoch­
schulpräsidien, 

2. hauptamtliche Dekaninnen und haupt­
amtliche Dekane und 

3. Professorinnen und Professoren, die . 
neben ihrem Hauptamt als nebenamt­
liche Vizepräsidentin, nebenamtlicher 
Vizepräsident, nebenamtliche Dekanin 
oder nebenamtlicher Dekan tätig sind, 

vergeben werden. Entsprechendes gilt für 
die Leitung von außerhochschulischen 
Forschungseinrichtungen, die durch Ko­
operationsvertrag mit der Hochschule 
verbunden sind. Die Hochschule kann 
weitere Funktionen und Aufgabenberei­
che festlegen, für die Funktionsleistungs­
bezüge vergeben werden können. 

(2) Bei der Bemessung der Funktions­
leistungsbezüge ist die mit der Funktion 
oder Aufgabe verbundene Verantwortung 
und Belastung, bei den Mitgliedern der 
Hochschulpräsidien auch die Größe der 
Hochschule, zu berücksichtigen. Funkti-

onsleistungsbezüge nach Abs . 1 Satz 1 
Nr. 3 können und solche nach Abs . 1 
Satz 1 Nr. 1 und 2 sollen ganz oder teil­
weise erfolgsabhängig vergeben werden. 
Projektbezogene Funktionsleistungsbezü­
ge dürfen nur im Einzelfall und müssen 
stets erfolgsabhängig vergeben werden. 

(3) Grundgehälter und Funktionsleis­
tungsbezüge der hauptamtlichen Präsidi­
umsmitgliederdürfen als Summe folgende 
Obergrenzen nicht überschreiten: 

1. bei den Universitäten für die 

a) Präsidentin oder den Präsidenten 
das Grundgehalt der Besoldungs­
gruppe B 10, 

b) hauptamtlichen Vizepräsidentinnen 
und hauptamtlichen Vizepräsiden­
ten sowie die Kanzlerin oder den 
Kanzler das Grundgehalt der Besol­
dungsgruppe B 6, 

2 . bei den Hochschulen für augewandte 
Wissenschaften (Fachhochschulen) für 
die 

a) Präsidentin oder den Präsidenten 
das Grundgehalt der Besoldungs­
gruppe B 6, 

b) hauptamtlichen Vizepräsidentinnen 
und hauptamtlichen Vizepräsiden­
ten das Grundgehalt der Besol­
dungsgruppe B 2, 

c) Kanzlerin oder den Kanzler das 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
A 16 Stufe 8, 

3 . bei den Kunsthochschulen und der 
Hochschule Geisenheim für die 

a) Präsidentin oder den Präsidenten 
das Grundgehalt der Besoldungs­
gruppe B 5, 

b) für die hauptamtlichen Vizepräsi­
dentinnen oder hauptamtlichen Vi­
zepräsidenten das Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 2, 

c) Kanzlerin oder den Kanzler das 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
A 16 Stufe 8. 

Ein Überschreiten dieser Obergrenzen ist 
ausschließlich unter den in § 35 Abs. 2 
des Hessischen Besoldungsgesetzes ge­
nannten Voraussetzungen zulässig. 

§6 

Forschungs- und Lehrzulagen 

Hochschullehrerinnen und Hochschul­
lehrern, die Mittel Dritter für Forschungs­
oder Lehrvorhaben der Hochschule ein­
werben und diese Vorhaben durchführen, 
kann für die Dauer des Drittmittelflusses 
aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehalt­
fähige Zulage gewährt werden, soweit 
der Drittmittelgeber Mittel für diesen 
Zweck ausdrücklich vorgesehen hat. 
Über Ausnahmen im Sinne des § 37 
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Besoldungs­
gesetzes entscheiden die Hochschulen im 
Benehmen mit dem Ministerium für Wis­
senschaft und Kunst. 
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§7 

Zuständigkeit 

(1) Über die Vergabe von Forschungs­
und Lehrzulagen sowie von Leistungsbe­
zügen für Professorinnen und Professoren 
einschließlich ihrer Teilnahme an den all­
gemeinen Besoldungserhöhungen und ih­
rer Ruhegehaltfähigkeit bis zum Prozent­
satz nach § 35 Abs . 3 Satz 1 des Hessi­
schen Besoldungsgesetzes entscheidet 
das Präsidium nach Maßgabe des § 37 
Abs. 7 des Hessischen Hochschulgesetzes 
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30 . November 2015 (GVBl. S. 510). 

(2) Über die Vergabe von Leistungsbe­
zügen für hauptamtliche Vizepräsidentin­
nen und hauptamtliche Vizepräsidenten 
sowie für die Kanzlerin oder den Kanzler 
entscheidet die Präsidentin oder der Prä­
sident. 

(3) Das Ministerium für Wissenschaft 
und Kunst behält sich die Entscheidung 
über die Funktionsleistungsbezüge der 
Präsidentinnen und Präsidenten vor und 
genehmigt die "'Funktionsleistungs bezüge 
der übrigen hauptamtlichen Mitglieder 
der Präsidien sowie die Entscheidung 
über die Ruhegehaltfähigkeit von Leis­
tungsbezügen, soweit der Prozentsatz 
nach § 35 Abs . 3 Satz 1 des Hessischen 
Besoldungsgesetzes überschritten werden 
soll. 

§8 

Übertragung eines Amtes der 
Besoldungsordnung W 

Professorinnen und Professoren der 
Besoldungsgruppen C 2 und C 3 über­
trägt das Präsidium auf Antrag ein Amt 
der Besoldungsgruppe W 2. Professorin­
nen und Professoren der Besoldungsgrup­
pe C 4 überträgt das Präsidium auf An­
trag ein Amt der Besoldungsgruppe W 3. 
§ 3 gilt entsprechend. 

§ 9 

Widersprüche 

Über Widersprüche gegen Entschei­
dungen über Leistungsbezüge für Profes­
sorinnen und Professoren entscheidet die 
Präsidentin oder der Präsident. Über Wi­
dersprüche gegen Entscheidungen der 
Präsidentinnen und Präsidenten entschei­
det das Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst,. 

§ 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 
2016 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft. 

Wiesbaden, den 15. Dezember 2015 

Der Hessische Minister 
für Wissenschaft und Kunst 

Rhein 


